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Wichtige neue Entscheidung 

 
Hochschulpersonalrecht: Zum Abbruch von Berufungsverhandlungen nach Erteilung des 
Rufs durch die Hochschule 
 
Art. 18 Abs. 6 BayHSchPG 
 
Ruf 
Abbruch von Berufungsverhandlungen durch den Präsidenten der Hochschule 
Abbruch vor Ablauf des Zeitraums, auf den der Ruf befristet war 
Dokumentation des Verlaufs der Berufungsverhandlungen 
Dissens in Bezug auf die Personalausstattung des Lehrstuhls und die Bezüge des Lehr-
stuhlbewerbers 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 29.04.2015, Az. 7 CE 15.54 
 
 
 
Orientierungssätze der LAB: 

1. Der Ruf der Hochschule auf eine Professur gegenüber einem Lehrstuhlbewerber hat 

keine unmittelbar rechtsgestaltende oder rechtsfeststellende Wirkung, sondern ist ein 

rechtlich unselbständiger Schritt innerhalb des Berufungsverfahrens, dem keine unmit-

telbare Rechtswirkung nach außen zukommt und der deshalb kein Verwaltungsakt im 

Sinn des Art. 35 BayVwVfG ist (unter Bezugnahme auf BVerwG, U.v. 19.02.1998 –

 Az. 2 C 14/97 – juris Rn. 23 ff.; BA Rn. 18).  

 



2. Der Ruf ist weder ein Berufungsangebot, das von dem Bewerber angenommen werden 

könnte, noch dienen die mit dem Ruf eingeleiteten Berufungsverhandlungen einem öf-

fentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Vertragsabschluss, so dass dort unterbreitete 

Vorschläge keine Angebote im Sinn der §§ 145 ff. BGB sind und deshalb auch nicht 

angenommen werden können, mit der Folge, dass mit der Annahme ein Anspruch auf 

Ernennung zum Professor entstünde (BA Rn. 19). 

 

 

Hinweis: 

Der Antragsteller begehrte im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes, der Hochschule zu 

untersagen, eine von ihr ausgeschriebene Professur mit einem anderen Bewerber zu be-

setzen. Die Hochschule hatte dem Antragsteller zunächst schriftlich den Ruf auf die Pro-

fessur erteilt und diesen im gegenseitigen Interesse eines zügigen Berufungsverfahrens 

auf zwei Monate befristet. Nach einem Berufungsgespräch des Antragstellers mit dem 

Präsidenten und anderen Vertretern der Hochschule beendete der Präsident wenige Tage 

vor Ablauf der vorgenannten Frist mit einem Schreiben an den Antragsteller, das diesem 

von einem Boten durch Einwurf in den Briefkasten der Privatadresse zugestellt wurde, die 

Berufungsverhandlungen unter anderem wegen Dissenses über die Rahmenbedingungen 

der Arbeit des Antragstellers an der Hochschule. Mit einer noch am Abend des Zustel-

lungstages versandten E-Mail erklärte der Antragsteller, den Ruf auf Basis der seitens der 

Hochschule im Berufungsgespräch genannten Bedingungen anzunehmen.  

 

Den Antrag des Antragstellers auf Erlass einer einstweiligen Anordnung lehnte das Ver-

waltungsgericht München mit Beschluss vom 09.12.2014 (Az. M 3 E 14.2382 – nicht veröf-

fentlicht) ab. Seine hiergegen gerichtete Beschwerde blieb auch vor dem Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) ohne Erfolg.  

 

Nach Auffassung des BayVGH kann der Antragsteller weder aus dem Ruf als solchem 

noch aus seiner Erklärung, ihn auf der Basis der im Berufungsgespräch von Seiten der 

Hochschule genannten Bedingungen anzunehmen, einen Anspruch auf Ernennung zum 

Professor ableiten. Vielmehr habe der Präsident der Hochschule die Berufungsverhand-

lungen rechtsfehlerfrei abgebrochen.  



 

Die Berufung von Professorinnen und Professoren erfülle die Merkmale des Art. 35 

BayVwVfG und sei deshalb ein Verwaltungsakt, also eine einseitige, hoheitliche Entschei-

dung und nicht das Ergebnis übereinstimmender Willenserklärungen. Verbindliche Zwi-

schenentscheidungen wie ein „Ruf“ seien dabei von Gesetzes wegen nicht vorgesehen. 

Die in Berufungsverhandlungen ausgehandelten Vereinbarungen würden in der Regel In-

halt der als Verwaltungsakt ergehenden Berufung auf die Professur. Soweit es nach den 

Berufungsverhandlungen nicht zur Berufung kommt, ergehe gegenüber dem betroffenen 

Bewerber ein Verwaltungsakt, wonach seine Bewerbung abgelehnt und er damit nicht zum 

Professor berufen werde (BA Rn. 20 f.). Ein Rechtsfehler der Entscheidung des Präsiden-

ten könne auch nicht darin erkannt werden, dass sie vor Ablauf des Zeitraums, auf den der 

Ruf befristet war, getroffen wurde, weil sich diese Frist nicht auf den Abschluss der Beru-

fungsverhandlungen, sondern auf die Erklärung des Bewerbers beziehe, in Berufungsver-

handlungen eintreten zu wollen. Eine darüber hinausgehende Bedeutung komme der Frist 

nicht zu (BA Rn. 25).  

 

Die Entscheidung zum Berufungsverhandlungsabbruch und zur Bewerbungsablehnung ist 

nach Ansicht des BayVGH auch nicht deshalb fehlerhaft, weil der Verhandlungsverlauf 

nicht hinreichend dokumentiert worden ist. Eine möglichst exakte Dokumentation sei dort 

notwendig, wo unvertretbare Beurteilungen, die besonderen Sachverstand erfordern, in-

mitten stünden, um die Entscheidung nachvollziehen zu können. Hinsichtlich des Verlaufs 

von Berufungsverhandlungen, in denen es nicht mehr um die wissenschaftliche Qualifika-

tion des Bewerbers gehe, sondern um die Nutzung von sachlichen und finanziellen Res-

sourcen, sei sie hingegen nicht erforderlich. Der Berufungsverhandlungsverlauf sei gege-

benenfalls durch Beweiserhebung zu ermitteln (BA Rn. 26).  

 

Für die Verwaltungspraxis der Hochschulen wird es sich dennoch empfehlen, den Verlauf 

von Berufungsverhandlungen von Anfang an möglichst sorgfältig zu dokumentieren, ge-

gebenenfalls auch durch Telefonvermerke und Gedächtnisprotokolle. Denn zu Beginn von 

Berufungsverhandlungen mit einem Lehrstuhlbewerber ist in der Regel noch nicht abseh-

bar, dass diese schwierig werden oder letztlich gar scheitern könnten. Auch wenn eine 

Pflicht zur möglichst exakten Dokumentation nicht besteht, ist zu beachten, dass in einem 



einstweiligen Rechtsschutzverfahren nach einer reinen Interessenabwägung zugunsten 

des Bewerbers entschieden werden könnte, wenn etwa das Vorliegen eines sachlichen 

Grundes zum Abbruch der Berufungsverhandlungen streitig ist und das Gericht zur Über-

zeugung gelangt, die streitige Tatsachenfrage auf der Grundlage der (unzureichenden) 

Dokumentation der Hochschule nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit beurteilen zu 

können, sondern hierzu einer Beweiserhebung zu bedürfen, die jedoch in der Regel nur in 

einem Hauptsacheverfahren erfolgt. Bis zur Beendigung eines solchen Hauptsacheverfah-

rens könnte die Besetzung der Professur mit einem anderen Bewerber so auf Monate oder 

gar Jahre hinaus blockiert werden, was im eigenen Interesse der Hochschule durch eine 

möglichst sorgfältige und exakte Dokumentation vermieden werden sollte.  

 

Zudem sollten die Hochschulen abhängig von den Umständen des jeweiligen Einzelfalls 

erwägen, den Berufungsverhandlungsabbruch bzw. die Bewerbungsablehnung gegebe-

nenfalls mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Erfolgt dies – wie im vorliegenden 

Fall – nicht, werden Abbruch und Ablehnung erst nach einem Jahr bestandskräftig (§ 58 

Abs. 2 Satz 1 VwGO). Während dieser Zeit kann der abgelehnte Bewerber um einstweili-

gen Rechtsschutz nachsuchen, also gegebenenfalls auch erst kurz vor Aushändigung der 

Ernennungsurkunde zum Professor an einen anderen Bewerber.  

 

 

Dr. Martić 
Landesanwalt 
 

 

  



7 CE 15.54 

M 3 E 14.2382 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

****. **. ******* *****, 

*****-******-***** **, ***** *******-*********, 

 - ************* - 

 
**************: 

************* **. ******, **. *****, ****** & ********, 

***************. * - **, ***** *******, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

wegen 

 

Berufungsverfahrens für Professur 

(Antrag nach § 123 VwGO); 

hier: Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Bayerischen  

Verwaltungsgerichts München vom 9. Dezember 2014, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 7. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Häring, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Schmeichel, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Lotz-Schimmelpfennig 

 

ohne mündliche Verhandlung am 29. April 2015 

folgenden 

 



Beschluss: 

 

 I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 II. Der Antragsteller trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

 III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 5.000 Euro 

festgesetzt. 

 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Antragsteller begehrt im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes, dem Antrags-

gegner zu untersagen, die im Jahr 2012 ausgeschriebene Professur für „Leistungs-

elektronische Systeme“ an der Technischen Universität München (TUM) der Besol-

dungsgruppe W 3 mit einem anderen Bewerber zu besetzen.  

 

Der Antragsteller stand an erster Stelle des Berufungsvorschlags des Berufungsaus-

schusses, dem das Hochschulpräsidium und der Senat der TUM zugestimmt hatten. 

Mit Schreiben vom 17. März 2014 wurde ihm der Ruf auf die Professur erteilt. Im ge-

genseitigen Interesse eines zügigen Verfahrens war der Ruf bis zum 17. Mai 2014 

befristet.  

 

Nach einem Berufungsgespräch des Antragstellers mit dem Präsidenten der TUM, 

dem Dekan der Fakultät für Elektro- und Informationstechnik und dem Berufungsre-

ferenten der Universität beendete der Präsident mit Schreiben vom 14. Mai 2014 an 

den Antragsteller, das diesem um 14.45 Uhr von einem Boten durch Einwurf in den 

Briefkasten der Privatadresse zugestellt worden ist, die Berufungsverhandlungen und 

teilte ihm mit, dass es zu seiner Ernennung als Professor an der TUM nicht kommen 

werde. Zur Begründung wurde ein klarer Dissens über die Rahmenbedingungen der 

Arbeit des Antragstellers an der TUM angeführt sowie das Fehlen einer notwendigen 

Basis für ein erfolgreiches und gedeihliches Wirken als Hochschullehrer an der Uni-

versität. Das habe er mit wiederholten Einlassungen zu den Regularien der TUM be-

züglich der Forschungskooperationen mit Dritten deutlich gemacht. In den Beru-

fungsverhandlungen hatte der Antragsteller insgesamt drei Stellen für technische 

Mitarbeiter des Lehrstuhls und persönliche Bezüge in Höhe von 120% der (fortge-
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schriebenen) Besoldungsgruppe C 4 (ca. 110.000 Euro jährlich) gefordert. Seitens 

der Universität wurde darauf hingewiesen, dass lediglich eine Stelle für technische 

Mitarbeiter je Lehrstuhl üblich sei und die geforderte Höhe der Bezüge nicht in Be-

tracht komme.  

 

Mit einer am 14. Mai 2014 um 21.44 Uhr gesendeten E-mail, deren Text am 15. Mai 

2014 auch auf dem Postwege bei der Universität eingegangen ist, hat der Antragstel-

ler erklärt, den Ruf auf der Basis der von Universitätsseite im Gespräch am 10. April 

2014 genannten Bedingungen anzunehmen.  

 

Den Antrag des Antragstellers auf Erlass einer einstweiligen Anordnung mit dem Ziel, 

dem Antragsgegner zu untersagen, die ausgeschriebene Professur mit einem ande-

ren Bewerber zu besetzen oder eine auf diese Stelle bezogene Ernennungsurkunde 

auszuhändigen, solange über die Berufung des Antragstellers nicht rechtskräftig ent-

schieden sei, hat das Verwaltungsgericht abgelehnt.  

 

Der Kläger habe keinen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht. Aus der Tatsache, 

dass ihm ein Ruf erteilt worden sei, ergebe sich kein Anspruch auf Ernennung zum 

Professor an der TUM. Der Ruf sei nicht mehr als eine Benachrichtigung, mit dem 

Antragsteller zunächst in Verhandlungen über die konkrete Sach- und Personalaus-

stattung des Lehrstuhls sowie über seine Bezüge eintreten zu wollen und habe keine 

unmittelbare rechtsgestaltende oder rechtsfeststellende Wirkung. Er sei auch kein 

„Berufungsangebot“, das von ihm hätte angenommen werden können. Die Univer-

sität habe die Berufungsverhandlungen auch rechtwirksam abgebrochen. Das Aus-

wahlverfahren könne jederzeit beendet werden, wenn ein sachlicher Grund vorliege, 

der in einem grundlegenden Dissens hinsichtlich der Vorstellungen beider Verhand-

lungspartner liege. Die wiederholten kritischen Einlassungen zu den Regularien der 

TUM bezüglich der Forschungskooperation mit Dritten hätten gezeigt, dass er sich 

mit den Interessen der Universität nicht ausreichend identifiziere.  

 

Auf die Frage des Zugangs der Schreiben bzw. E-mails vom 14. Mai 2014 komme es 

nicht an. Die Befristung der Ruferteilung bis zum 17. Mai 2014 habe keine rechtser-

hebliche Bedeutung.  

 

Mit seiner Beschwerde verfolgt der Antragsteller sein Begehren weiter. Er habe einen 

Anspruch auf Ernennung zum Professor an der TUM, weil er den Ruf auf der Basis 

des konkreten, im Gespräch vom 10. April 2014 erläuterten Angebots der Universität 

angenommen habe. Jede Seite habe konkrete Angebote formuliert. Der „Angebots-

vorschlag“ des Präsidenten habe in dem Standardangebot von nur einem techni-
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schen Mitarbeiter je Lehrstuhl und einer Vergütung von 7.204,89 Euro monatlich, 

was 91.141,86 Euro jährlich entspreche, bestanden. 

 

Einen sachlichen Grund für den Abbruch der Berufungsverhandlungen habe es nicht 

gegeben. Ihm könne die persönliche Eignung nicht allein deshalb abgesprochen 

werden, weil er von seinen ursprünglich geäußerten Vorstellungen nicht ohne weite-

res abgerückt sei. Unabhängig davon, ob es sich um eine Annahmefrist im Sinn des 

§ 148 BGB handle, sei die Fristsetzung bis 17. Mai 2014 nach dem objektiven Emp-

fängerhorizont so zu verstehen, dass Berufungsverhandlungen grundsätzlich bis zu 

diesem Termin geführt werden könnten. 

 

Hinsichtlich seiner Forderungen habe kein unüberbrückbarer Dissens bestanden. Der 

Antragsteller habe in den folgenden Telefongesprächen mit dem Berufungsreferen-

ten seine Gehaltsforderungen nicht wiederholt, sondern lediglich nach dem im Ge-

spräch avisierten schriftlichen Angebot gefragt. Die Kritik an den Regularien der TUM 

zur Kooperation mit Wirtschaft und Industrie sei nicht im Hinblick auf seine Ge-

haltsvorstellungen geschehen, sondern im Bestreben, bereits im Vorfeld geeignete 

Projekte zu akquirieren. Außerdem seien die Berufungsverhandlungen und insbe-

sondere die Gründe für deren Abbruch nicht ausreichend dokumentiert worden. 

 

Der Antragsteller beantragt, 

 

den Beschluss des Verwaltungsgerichts München vom 9. Dezember 2014 auf-

zuheben und dem Antragsgegner vorläufig zu untersagen, die Stiftungsprofes-

sur für Leistungselektronische Systeme in der Fakultät Elektrotechnik und Infor-

mationstechnik der TUM mit einem anderen Bewerber zu besetzen oder eine 

auf die streitbefangene Stelle bezogene Ernennungsurkunde auszuhändigen, 

solange nicht über die Berufung des Antragstellers auf diese rechtskräftig ent-

schieden worden ist. 

 

Der Antragsgegner beantragt, 

 

die Beschwerde zurückzuweisen. 

 

Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten in beiden Rechtszügen sowie 

die vom Antragsgegner vorgelegten Akten der TUM Bezug genommen. 

 

 

II. 
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Die zulässige Beschwerde, bei der nach § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO nur die darge-

legten Gründe geprüft werden, hat keinen Erfolg. Zur Begründung wird auf die inso-

weit zutreffenden Gründe des angefochtenen Beschlusses Bezug genommen. Sie 

werden zum Gegenstand dieser Entscheidung gemacht (§ 122 Abs. 2 Satz 3 VwGO). 

Im Hinblick auf die Beschwerdebegründung ist ergänzend auf Folgendes hinzuwei-

sen:  

 

Der Antragsteller kann weder aus dem Ruf als solchem noch aus seiner Erklärung, 

ihn auf der Basis der im Berufungsgespräch am 10. April 2014 von Seiten der Uni-

versität genannten Bedingungen anzunehmen, einen Anspruch auf Ernennung zum 

Professor an der TUM ableiten.  

 

Wie das Verwaltungsgericht zu Recht darlegt, hat der Ruf keine unmittelbar rechts-

gestaltende oder rechtsfeststellende Wirkung. Der Ruf ist innerhalb des Berufungs-

verfahrens ein rechtlich unselbstständiger Schritt, dem keine unmittelbare Rechtswir-

kung nach außen zukommt und der deshalb nicht Verwaltungsakt im Sinn des Art. 35 

BayVwVfG ist (BVerwG, U.v. 19.2.1998 – 2 C 14/97 – BVerwGE 106, 187 = juris 

Rn. 23 ff.).  

 

Der Ruf ist auch weder ein Berufungsangebot, das von dem Bewerber angenommen 

werden könnte, noch dienen die mit dem Ruf eingeleiteten Berufungsverhandlungen 

einem öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Vertragsabschluss, so dass dort 

unterbreitete Vorschläge als Angebote im Sinn der §§ 145 ff. BGB angenommen wer-

den könnten, mit der Folge, dass mit der Annahme ein Anspruch auf Ernennung zum 

Professor entstehen würde.  

 

Die Berufung von Professorinnen und Professoren ist im Gesetz über die Rechtsver-

hältnisse der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen sowie des weiteren wissen-

schaftlichen und künstlerischen Personals an den Hochschulen (Bayerisches Hoch-

schulpersonalgesetz – BayHSchPG) vom 23. Mai 2006 (GVBl S. 230; BayRS 2030-

1-2-K), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), geregelt und 

damit ein öffentlich-rechtlicher Akt. Sie erfüllt die Merkmale des Art. 35 VwVfG. Die 

Berufung auf eine Professur bzw. die Ablehnung einer Bewerbung um eine Professur 

ist deshalb ein Verwaltungsakt. Sie ist damit eine einseitige, hoheitliche Entschei-

dung und nicht das Ergebnis übereinstimmender Willenserklärungen. 

 

Verbindliche Zwischenentscheidungen wie ein „Ruf“ sind nicht vorgesehen. Der „Ruf“ 

steht nur am Beginn eines neuen Verfahrensabschnitts, in dem vom Staatsminister 
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oder der Staatsministerin, bzw. der Hochschulpräsidentin oder des –präsidenten ge-

prüft wird, welcher der Vorgeschlagenen berufen wird. Die Entscheidung ist dabei 

nicht an die Reihenfolge des Berufungsvorschlags gebunden. Es besteht auch die 

Möglichkeit, dass der Vorschlag zurückgegeben wird, mit dem Ergebnis, dass keiner 

der Vorgeschlagenen berufen wird. Die in den Berufungsverhandlungen ausgehan-

delten Vereinbarungen werden in der Regel Inhalt der als Verwaltungsakt ergehen-

den Berufung auf die Professur (Reich, Bayerisches Hochschulpersonalgesetz, 2010, 

Art. 18 Rn. 46). Soweit es nach den Berufungsverhandlungen nicht zur Berufung 

kommt, ergeht gegenüber dem betroffenen Bewerber die Entscheidung, dass seine 

Bewerbung abgelehnt wird und er damit nicht zum Professor berufen wird. 

 

Gemessen daran ist der Antrag auf einstweilige Anordnung zwar zulässig, weil die 

Ablehnung der Bewerbung des Antragstellers mit Schreiben vom 14. Mai 2014 noch 

nicht unanfechtbar ist (§ 58 Abs. 2 Satz 1 VwGO), jedoch unbegründet. 

 

Aufgrund der im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes allein möglichen summa-

rischen Prüfung – Beweise werden nicht erhoben – sind Rechtsfehler der Entschei-

dung des Präsidenten der TUM vom 14. Mai 2014 nicht zu erkennen. Das Beru-

fungsverfahren war hinsichtlich des Antragstellers entscheidungsreif.  

 

Im Zeitpunkt der Entscheidung des Präsidenten bestand sowohl hinsichtlich der Per-

sonalausstattung des Lehrstuhls als auch hinsichtlich der Bezüge des Antragstellers 

ein erheblicher Dissens. Seit dem Berufungsgespräch am 10. April 2014 hat es sei-

tens des Antragstellers keine Signale gegeben, wonach er von seinen Forderungen 

abrücken würde. Dass der Präsident dem Antragsteller eine schriftliche Fixierung 

seiner im Berufungsgespräch verlautbarten Vorschläge in Aussicht gestellt hat, konn-

te der Antragsteller nicht glaubhaft machen. Die Antragsgegnerseite macht vielmehr 

geltend, dass anlässlich des Berufungsgesprächs am 10. April 2014 gerade infrage 

gestellt worden sei, ob noch ein schriftliches Angebot hinsichtlich der Lehr-

stuhlausstattung und der persönlichen Bezüge des Antragstellers unterbreitet werde. 

Der Präsident konnte daher davon ausgehen, dass der Antragsteller von seinen For-

derungen nicht mehr abweichen würde, nachdem er solches innerhalb eines Monats 

nicht hat erkennen lassen. Die Entscheidung entspricht dem Grundsatz der Wirt-

schaftlichkeit und Sparsamkeit der Verwaltung. Sachfremde Erwägungen sind nicht 

erkennbar. Inwieweit der grundsätzlich sachliche Gesichtspunkt der Loyalität des An-

tragstellers gegenüber seinem potenziellen Arbeitgeber daneben zum Tragen 

kommt, kann dahinstehen.  

 

Ein Rechtsfehler der Entscheidung des Präsidenten kann auch nicht darin erkannt 

22 

23 

24 

25 



werden, dass sie vor dem 17. Mai 2014, also noch vor Ablauf des Zeitraums, auf den 

der Ruf befristet war, getroffen worden ist. Diese, im Interesse zügiger Berufungsver-

handlungen gesetzte Frist bezieht sich nicht auf den Abschluss der Berufungsver-

handlungen, sondern auf die Erklärung des Bewerbers, in Berufungsverhandlungen 

eintreten zu wollen. Der Antragsteller hat die Frist eingehalten. Eine Bedeutung dar-

über hinaus kommt ihr nicht zu.  

 

Die Entscheidung, die Berufungsverhandlungen abzubrechen und die Bewerbung 

des Antragstellers abzulehnen, ist auch nicht deshalb fehlerhaft, weil der Verhand-

lungsverlauf nicht hinreichend dokumentiert worden ist. Eine möglichst exakte Do-

kumentation ist dort notwendig, wo es um unvertretbare Beurteilungen, die besonde-

ren Sachverstand erfordern, geht, um die Entscheidung nachvollziehen zu können. 

Hinsichtlich des Verlaufs von Berufungsverhandlungen, in denen es nicht mehr um 

die wissenschaftliche Qualifikation des Bewerbers, sondern um die Nutzung von 

sachlichen und finanziellen Ressourcen geht, ist sie nicht erforderlich. Der Verhand-

lungsverlauf ist ggf. durch Beweiserhebung zu ermitteln.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streitwertfestsetzung 

beruht auf § 52 Abs. 1, 47 Abs. 1 Satz 1, § 53 Abs. 2 Nr. 1 GKG.  

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

 

Häring                                             Schmeichel                          Lotz-Schimmelpfennig 
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